
 

Deutschhausplatz 1  55116 Mainz  

Telefon: 06131 28655-0  Telefax: 06131 28655-228 
E-Mail: post@landkreistag.rlp.de 

www.landkreistag.rlp.de 

 
 Mainz, den 18.11.2019 
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 06131/28655-211 

 

Sonderrundschreiben S 928/2019 
 

An die Kreisverwaltungen in Rheinland-Pfalz 
 
An den Bezirksverband Pfalz 
 

 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in Rheinland-Pfalz; 
Umsetzungsvereinbarung und Protokollnotiz in der Eingliederungshilfe für Kinder und Ju-
gendliche 
 
3 Anlagen (nur der elektronischen Fassung beigefügt) 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in den Anlagen 1 bis 3 übersenden wir die Umsetzungsvereinbarung und Protokollnotiz für die 

Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche in Rheinland-Pfalz mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
( Müller ) 
Geschäftsführender Direktor 
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Mitgliedsstädte 
des Städtetages Rheinland-Pfalz 
 
An die 
Kreisverwaltungen in Rheinland-Pfalz 
 
 

Mainz, den 14. November 2019 
Az. LKT:  
Az. STT: 411-10-00 Eh/Be 

 
 
 
 
 
 
 
 
Umsetzungsvereinbarung in der Eingliederungshilfe für behinderte Kinder und  
Jugendliche 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Rahmenvertragsverhandlungen zur Eingliederungshilfe für behinderte Kinder und Ju-
gendliche ab dem 1.1.2020 kommen zwar voran, der Abschluss eines Rahmenvertrages im 
Jahr 2019 ist allerdings weiterhin nicht realistisch. Um die Übergangszeit zwischen dem 
1.1.2020 und dem Inkrafttreten des Rahmenvertrages zu überbrücken, haben die Leistungs-
erbringer und die kommunale Seite über die kommunalen Spitzenverbände eine Umset-
zungsvereinbarung abgeschlossen. Zur Auslegung der Umsetzungsvereinbarung wurde auf 
expliziten Wunsch der Leistungserbringer zudem eine Protokollnotiz verfasst. 
 
Mit Mail vom 14.11.2019 wurde den Leistungserbringern die Umsetzungsvereinbarung samt 
Protokollnotiz sowie Beschluss der Jugendhilfekommission vom 26.04.2019 übersandt. Die 
Leistungserbringer haben bestätigt, die Umsetzungsvereinbarung wie folgt erhalten zu ha-
ben: 
 

LIGA am 14.11.2019 
bpa am 14.11.2019 
Bezirksverband Pfalz am 14.11.2019 
LSJV am 14.11.2019. 

 
Nach § 3 Abs.2 Satz 2 der Umsetzungsvereinbarung beginnt mit dem Tag des bestätigten 
Erhalts die Frist zur Erklärung der Nichtteilnahme von 3 Wochen. Die Erklärung ist an den für 
den Ort der Leistungserbringung zuständigen Träger der Eingliederungshilfe zu richten (§ 2 
Abs.3 der Umsetzungsvereinbarung), die Spitzenverbände der Leistungserbringer sowie der 
Kommunen sind zu informieren. 
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- 2 - 

 
 
 
 
Wir hoffen, dass das Verhandlungsergebnis aus der Umsetzungsvereinbarung in der Ein-
gliederungshilfe für behinderte Kinder und Jugendliche, das auch für die Umsetzungsverein-
barung in der Eingliederungshilfe für behinderte Erwachsene übernommen wurde, dazu 
führt, dass möglichst wenige Aufforderungen zu Einzelverhandlungen (Erklärung der Nicht-
teilnahme an der pauschalen Anhebung) erfolgen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 
 

(Burkhard Müller) 
Geschäftsführender Direktor 

(Fabian Kirsch) 
Geschäftsführender Direktor 

 
 



Vereinbarung zur Umsetzung des BTHG und des AGSGB IX in Rheinland-Pfalz
für die Eingliederungshilfe in der Zuständigkeit der kommunalen Träger

Zwischen den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe

Landkreise und kreisfreie Städte in Rheinland-Pfalz

und

den Vereinigungen der Leistungserbringer

- LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Rheinland-Pfalz e.V.

- Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

- Bezirksverband Pfalz

- Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung

wird nachfolgende Vereinbarung zur Umsetzung des BTHG und des AGSGB IX in
Rheinland-Pfalz für die Eingliederungshilfe in der Zuständigkeit der kommunalen Träger
geschlossen:

Präambel
Für den Bereich der Menschen mit Ansprüchen nach § 1 Abs. 1 AGSGB IX RP (zukünftig
Leistungsberechtigten) ist nicht davon auszugehen, dass ein Rahmenvertrag ab dem
01.01.2020 vollständig umgesetzt werden kann. Daher schließen die Vereinbarungspartner
diese Vereinbarung für die Umsetzungszeit.

§ 1 Ziele und Zweck der Umsetzungsvereinbarung
Die Umsetzungsvereinbarung dient dem Zweck, den Ubergang aus den Regularien des
SGB XII in die neue Systematik des SGB IX für alle Beteiligten möglichst reibungslos zu
gestalten und insbesondere den Belangen der Menschen mit Behinderungen gerecht zu
werden. Es wird sichergestellt, dass Menschen mit Behinderungen die ihrem individuellen
Bedarf entsprechenden Leistungen in gleicher Quantität und Qualität weiterhin erhalten.

§ 2 Laufzeit und Geltungsbereich der Umsetzungsphase
Die Umsetzungsphase beginnt am 01 .01 .2020 und endet am 31.12.2022. Die diesbezüglich
getroffenen Regelungen gelten für alle Angebote der Eingliederungshilfe für
Leistungsberechtigte im Rahmen der Sozialen Teilhabe und der Teilhabe an Bildung, soweit
nachfolgend nichts Abweichendes vereinbart ist.

§ 3 Vergütungen
(1) Die zum 31.12.2019 bestehenden Vergütungen und diesen zugrundeliegende

Vereinbarungen gelten fort. Eine Anpassung in Bezug auf Höhe und Zeitraum richtet
sich nach den folgenden Regelungen:

1. Das Ergebnis der Jugendhilfekommission in Höhe von 3,48% aus dem Jahr 2019
wird für die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 als pauschale Erhöhung der
Vergütung der Leistungserbringer übernommen.
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2. Für die Zeit ab dem 1.1.2021 bis zum Ablauf der Übergangsfrist entscheidet eine
Kommission zur Vergütung (Kommission) jährlich über die Übernahme des
Ergebnisses der Jugendhilfekommission als pauschale Erhöhung der Vergütung der
Leistungserbringer.

3. Die Kommission besteht aus insg. 6 Teilnehmenden; 3 Teilnehmende für die
Leistungserbringer und 3 Teilnehmende für die Kostenträger. Weiterhin erhält die
maßgebliche Interessensvertretung einen Platz ohne Stimmrecht.

4. Die kommunalen Spitzenverbände teilen der LIGA-Geschäftsstelle das Ergebnis der
Jugendhilfekommission unverzüglich nach Bekanntwerden des Ergebnisses mit.
Diese übermittelt das Ergebnis an die weiteren Leistungserbringer.

5. Spätestens acht Wochen nach Mitteilung des Ergebnisses tagt die Kommission.
6. Die Besetzung der Kommission wird spätestens 1 Woche vor der Beratung der

Kommission gegenseitig mitgeteilt. Die kommunalen Spitzenverbände laden zur
Sitzung der Kommission ein.

7. Die Kommission entscheidet einstimmig. Kommt die Kommission zu dem Ergebnis,
dass das Ergebnis der Jugendhilfekommission nicht übernommen wird, verhandelt
sie den Satz der pauschalen Erhöhung für das Folgejahr.

(2) Nach dem Beschluss der Kommission zur Verhandlung über die Vergütungen haben die
von den Vertragspartnern des Landesrahmenvertrags (Leistungserbringer) vertretenen
Anbieter das Recht, ihre Nichtteilnahme am pauschalen Verfahren innerhalb einer Frist
von 3 Wochen schriftlich zu erklären. Die Frist beginnt mit Bekanntgabe des
Beschlusses gegenüber dem jeweiligen Spitzenverband der Leistungserbringer.

(3) Der Widerspruch des Anbieters muss innerhalb der Frist bei dem für den Ort der
Leistungserbringung zuständigen Träger der Eingliederungshilfe eingehen; nachrichtlich
ist er den Spitzenverbänden der Leistungserbringer und der Kommunen anzuzeigen. Im
Falle des wirksam eingelegten Widerspruchs werden die jeweiligen Anbietet den für den
Ort der Leistungserbringung zuständigen Träger der Eingliederungshilfe zu
Einzelverhandlungen auffordern.

(4) Während der Laufzeit der Umsetzungsvereinbarung kann ein Anbieter aufgrund von
strukturellen Anderungen oder wirtschaftlicher Notlage jederzeit den für den Ort der
Leistungserbringung zuständigen Träger der Eingliederungshilfe zu
Einzelverhandlungen auffordern.

§ 4 Verhandlungsmodus
(1) Die Verhandlung Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach § 134 5GB IX

zwischen den Kostenträgern und den Leistungserbringern erfolgt nach Angeboten und
nicht nach Trägern; die Leistungsarten werden in folgender Reihenfolge verhandelt:

1. Leistung über Tag und Nacht (auch Internate)
2. lntegrationshilfen (KITa und Schule), Familienunterstützender / -entlastender Dienst,

Freizeit
3. Integrative KiTa / Förder-KiTa
4. alle weiteren Leistungen

(2) Soweit einzelne Regelungsbereiche mit allen Anbietern vorzeitig abschließend
verhandelt sind, kann in den zwischen den zuständigen Trägern der Eingliederungshilfe
und den Leistungserbringern abzuschließenden Vereinbarungen eine frühere
Umsetzung aufgenommen werden; der Zeitpunkt der früheren Umsetzung wird von den
kommunalen Spitzenverbänden und den Spitzenverbänden der Leistungserbringer
vereinbart.
Voraussetzung hierfür sind das Vorliegen eines Bedarfsermittlungsinstruments und des
Gesamtplanverfahrens, welche mit der neuen Leistungs- und Vergütungssystematik
kompatibel sind.
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§ 5 Gesamtplanverfahren
Die Regelungen zur Gesamtplanung gern. § 117ff SGB IX bleiben unberührt.
Eine über § 4 hinausgehende Einbeziehung von neuen Systematiken in das
Gesamtplanvertahren findet während der Umsetzungsphase nicht statt.

Für die Leistungserbringer

Ort, den

1 ‘

Ort, den

?4 0E
Ort, den

v-t,
Ort, den

Theo Wieder
Bezi rkstagsvorsitzender
Bezirksverband Pfalz

Bernd Meurer
Landesvorsitzender der bpa-Landesgruppe RLP
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

pR
Detlef Placzek
Präsident
Landesamt für Jugend, Soziales und Versorgung

ndreas Zels
LIGA-Vorsitzender
bevollmächtigt durch rechtskräftige Erklärung der
Mitgliedsverbände

• Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Pfalz e. V.
• Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rheinland e. V.
• Caritasverband für die Diözese Mainz e.V.
• Caritasverband für die Diözese Limburg e.V.
• Caritasverband für die Diözese Speyer e.V.
• Caritasverband für die Diözese Trier e.V.
• Caritasverband für die Erzdiözese Köln
• Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband

Rheinland-Pfalz-Saarland e.V.
• Deutsches Rotes Kreuz Landesverband Rheinland-

Pfalz e.V.
• Diakonie Hessen-Diakonisches Werk in Hessen und

Nassau und Kurhessen Waldeck eV.
• Diakonisches Werk der ev. Kirche der Pfalz
• Diakonisches Werk der ev. Kirche im Rheinland e.V.
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Für die Kostenträger

Fabian Kirsch ) \.) \
Geschäftsführder Direktor\
Städtetag Rheinland-Pfalz
bevolimächtigt handelnd für die kreisfreien Städte in
Rheinland-Pfalz

qOWL ‘.fo.)o1‘7
Ort, den

44% /
Ort, den

Burkhard Müller /
Geschäftsführender Direktor 1
Landkreistag Rheinland-Pfalz /bevollmächtigt handelnd für die Landkreise in
Rheinland-Pfalz

(_______
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Protokollnotiz

zur Vereinbarung zur Umsetzung des BTHG und des AGSGB IX in Rheinland-
Pfalz für die Eingliederungshilfe in der Zuständigkeit der kommunalen Träger

Die Vereinbarungspartner sind sich einig, dass die Regelung des § 3 Abs. 2 und 3
der Umsetzungsvereinbarung auch für die pauschale Anhebung für das Jahr 2020
gilt. Nach Unterzeichnung der Umsetzungsvereinbarung durch alle Vertragspartner
werden die Kommunalen Spitzenverbände den Vertragspartnern auf Seiten der
Leistungserbringer (Spitzenverbände der Leistungserbringer) den Beschluss der
Jugendhilfekommission 2019 formell bekannt geben. Mit der Bekanntgabe bei dem
jeweiligen Spitzenverband läuft die Widerspruchsfrist von 3 Wochen für die von dem
Spitzenverband vertretenen Leistungserbringer.

Nach § 3 Abs. 3 der Umsetzungsvereinbarung muss der Widerspruch des Anbieters
innerhalb der Frist bei dem für den Ort der Leistungserbringung zuständigen Träger
der Eingliederungshilfe eingehen; nachrichtlich ist er den Spitzenverbänden der
Leistungserbringer und der Kommunen anzuzeigen.

Für die Leistungserbringer

Ort, den

Theo Wieder
Bezi rkstagsvorsitzender
Bezirksverband Pfalz

1 V
Bernd Meurer
Landesvorsitzender der bpa-Landesgruppe RLP
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

Detlef Placzek
Präsident
Landesamt für Jugend, Soziales und Versorgung

! €Q., 4
Ort, den

tcUV 133 Z
Ort, den
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/

Ort, den Andreas Zels
LIGA-Vorsitzender
bevolimächtigt durch rechtskräftige Erklärung der
Mitgliedsverbände

• Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Pfalz e. V.
• Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rheinland e. V.

Caritasverband für die Diözese Mainz e.V.
• Caritasverband für die Diözese Limburg e.V.
• Caritasverband für die Diözese Speyer e.V.

Caritasverband für die Diözese Trier e.V.
• Caritasverband für die Erzdiözese Köln
• Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband

Rheinland-Pfalz-Saarland e.V.
• Deutsches Rotes Kreuz Landesverband Rheinland-

Pfalz e.V.
Diakonie Hessen-Diakonisches Werk in Hessen und
Nassau und Kurhessen Waldeck e.V.

• Diakonisches Werk der ev. Kirche der Pfalz
• Diakon isches Werk der ev. Kirche im Rheinland e.V.

Für die Kostenträger

Qoi /f. /10. Oj
9

__________________________

crt, den ‘ Burkhard‘MülIer
Geschäftsführenqer Direktor
Landkreistag RhinIand-Pfalz
bevollmächtigt handelnd für die Landkreise in
Rheinland-Pfalz

Ort, den Fabian Ki
Geschäftsfü render Direktor
Städtetag Rheinland-Pfalz
bevolimächtigt handelnd für die kreisfreien Städte in
Rheinland-Pfalz
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